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Bericht 
 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2019 (Haushaltsgesetz 2019) - Drucksache 17/3300 - wurde vom Ple-
num nach 1. Lesung am 19. September 2018 an den Haushalts- und Finanzausschuss - fe-
derführend - sowie an die zuständigen Fachausschüsse mit der Maßgabe überwiesen, dass 
die Beratung des Personalhaushalts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze im Haus-
halts- und Finanzausschuss unter Beteiligung seines Unterausschusses Personal erfolgt. Dem 
Haushaltsentwurf floss mit Drucksache 17/4100 eine Ergänzung der Landesregierung zu. 
 
B Beratung  
 
Der Einzelplan 03 - Ministerium des Innern - wurde vom Innenausschuss in dessen Sitzungen 
am 27. September 2018 und 8. November 2018 beraten. Die Vorlage 17/1040 (Erläuterungs-
band zu Einzelplan 03), Vorlage 17/1041 (schriftlicher Bericht der Landesregierung zur Ein-
führung in den Einzelplan 03), Vorlage 17/1289 (Ergebnis des Berichterstattergesprächs zu 
Einzelplan 03) und Vorlage 17/1330 (Beantwortung von Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) flossen in die Beratungen ein. 
 
Die abschließende Beratung und Abstimmung fand in der Sitzung am 8. November 2018 statt. 
 
C Anträge der Fraktionen 
 
Die aus der Anlage ersichtlichen 7 Änderungsanträge der Fraktionen von CDU und FDP, der 
Fraktion der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD zu Ein-
zelplan 03 wurden im Fachausschuss in der Sitzung am 8. November 2018 beraten und zur 
Abstimmung gestellt. 
 
Zu der jeweiligen Begründung der Antrag stellenden Fraktion bzw. Fraktionen sowie dem Ab-
stimmungsergebnis zu den Anträgen im Einzelnen wird auf die Anlage verwiesen. 
 
Ein Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP, lfd. Nr. 4, fand die erforderliche Mehr-
heit. 
 
 
D Gesamtabstimmung 
 
Bei der Abstimmung über den Einzelplan 03 in der vom Ausschuss geänderten Fassung 
sprach sich der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, GRÜNE und AfD für dessen Annahme aus. 
 
 
 
 
Daniel Sieveke 
Vorsitzender 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 
 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
1 

 
GRÜNE 

 
Kapitel 03 010  Ministerium 
Titelgruppe 80  Förderung von Kinderfeuerwehren 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
 
2019      Ansatz lt. HH 2018 
von    500.000 Euro 
um 1.250.000 Euro 
auf 1.750.000 Euro    1.750.000 Euro  
 
Begründung: 
Die Förderung des Nachwuchses in der Feuerwehr ist wichtig, damit die 
Feuerwehr in Zukunft personell stark aufgestellt bleibt. Aus diesem 
Grund soll der Ansatz aus dem vergangenen Jahr in Höhe von 1,75 Mio. 
Euro beibehalten werden.  
Für Kinder vom vollendeten sechsten bis zum vollendeten zwölften Le-
bensjahr können in der Freiwilligen Feuerwehr Kinderfeuerwehren gebil-
det werden (§ 13 Absatz 2 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hil-
feleistung und den Katastrophenschutz). Ziel ist es, junge Menschen für 
eine Tätigkeit in der Feuerwehr zu gewinnen, Kinder und Jugendliche an 
eine ehrenamtliche Tätigkeit in der örtlichen Gemeinschaft heranzufüh-
ren und bei dem Erwerb sozialer Kompetenzen zu fördern.  
Im Haushaltsgesetz 2017 wurde im Kapitel des Ministeriums die Titel-
gruppe 80 geschaffen, um diese Ziele zu fördern. Dass sich die Anzahl 
an Kinderfeuerwehren binnen eines Jahres auf über 60 Kinderfeuerweh-
ren mehr als verdoppelte und aktuell 85 Kinderfeuerwehren im Land 

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD Enthaltung 
 



 
 

2 

existieren, zeigt wie wirksam die Förderung ist.  
Durch die Bereitstellung von Transportbussen, die auch für den Trans-
port von Kindern geeignet sind, von Werbematerial und einer kompeten-
ten Beratung werden für Freiwillige Feuerwehren die Anreize erhöht, Kin-
derfeuerwehren zu gründen.  
Das zugrundeliegende Konzept soll ggf. angepasst und weiterentwickelt 
werden. 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 
 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

2 SPD 
 

Kapitel 03 010   Ministerium  

 
Titelgruppe 80    Förderung von Kinderfeuerwehren 
 
Titel 686 80       Zuschüsse an den Verband der Feuerwehren Nordrhein-Westfalen 

e.V. 

 
 
Erhöhung des Ansatzes 
 
2019    Ansatz lt. HH 2018 
von       125 000 Euro                 1.250 000 Euro 
um        875.000 Euro  
auf     1.000.000 Euro  
 
Begründung: 
 
Die Initiierungsphase des Projekts „Förderung von Kinderfeuerwehren“ ist bei zahlrei-
chen Feuerwehren noch nicht abgeschlossen. Bei rund zwanzig Feuerwehren besteht 
diesbezüglich insbesondere für die Anschaffung von Fahrzeugen weiterer finanzieller 
Bedarf.  

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD Enthaltung 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 
 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
3 

 
AfD 

 
Kapitel 03 110 Polizei 
 
Titel 422 02 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und Be-
amten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
2019        Ansatz lt. HH 2018 
von 106.263.600 Euro                               92.902.900 Euro 
um 4.000.000 Euro 
auf 110.263.600 Euro      
 
Anhebung der Planstellen 
 
Erhöhung der Einstellungsermächtigungen für Kommissaranwärter 
(Bes.Gr. A 9 EA) von 2400 auf 2500 
 
Von 7000 Bes.Gr. A 9 EA 
Kommissaranwärter 
um 100 Bes.Gr A 9 EA 
Kommissaranwärter 
Auf 7100 Bes.Gr. A 9 EA  
 
 
Begründung: 
 
Der Entwurf des Einzelplanes 03 (Haushaltsplan für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums des Innern) für das Haushaltsjahr 2019 sieht für den Titel 

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD Enthaltung 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
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422 02 eine Erhöhung des Baransatzes um 13.360.700 € von 92.902.900 
€ in 2018 auf insgesamt 106.262.600 € für das Haushaltsjahr 2019 vor. 
Unter anderem sollen die Einstellungsermächtigungen für Kommissaran-
wärterinnen und Kommissaranwärter von 2300 auf 2400 zu erhöht wer-
den. Die Landesregierung kommt damit zum Teil den Forderungen der 
Gewerkschaft der Polizei NRW nach, die darauf hingewiesen hat, dass die 
Quote der Ausbildungsabbrecher auf 12 Prozent gestiegen ist und diese 
Stellen anschließend fehlen. Um den Personalverlust durch Ausbildungs-
abbruch auszugleichen, bedarf es laut GdP jedoch einer Erhöhung der 
Einstellungsermächtigungen für Kommissaranwärterinnen und Kommis-
saranwärter auf 2500. Die Ressourcen für die Ausbildung der zusätzlichen 
Kommissaranwärter sind laut Pressemitteilung der GdP vom 7. Mai 2018 
vorhanden. In der Stellungnahme 17/871 vom 2. Oktober weist die Poli-
zeigewerkschaft auf Seite 2 überdies darauf hin, dass die Erhöhung der 
Einstellungsermächtigungen in diesem Rahmen ein haushalterisches 
Nullsummenspiel sind, „da die Mittel für die Anwärter/innen ja bereits im 
laufenden Haushalt und im Vorjahr eingespart wurden“. 
Einer weiteren, sicherheits- und polizeipolitisch gebotenen Erhöhung der 
Einstellungsermächtigungen für Kommissaranwärterinnen und Kommis-
saranwärter von 2400 auf 2500 steht somit kein Sachgrund entgegen. 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 
 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
4 

 
CDU 
FDP 

 

Kapitel 03 110                  Polizei 

Titel 546 03 (neu)             Bereitstellung von Spurensicherungssets 
für die Sicherung anonymer Spuren in Fällen sexualisierter Gewalt  

 
Erhöhung des Baransatzes 
2019      Ansatz lt. HH 2018 

von                0 Euro                      0 Euro  
um     100.000 Euro 
auf     100.000 Euro 
 
Begründung: 

In Fällen sexualisierter Gewalt sind Opfer oft nicht in der Lage, den offizi-
ellen Weg einer sofortigen Anzeigeerstattung zu gehen. Mit Angeboten 
der anonymen Spurensicherung wird in Nordrhein-Westfalen in diesen 
Fällen die Möglichkeit unterstützt, auch noch zu einem späteren Zeitpunkt 
eine Strafverfolgung einzuleiten. Bislang existieren allerdings ganz unter-
schiedliche Vorgehensweisen bei der Zusammenstellung, Belieferung und 
Finanzierung der Spurensicherungssets für die anonyme Spurensiche-
rung. Nach Empfehlung von Expertinnen aus der Praxis sollten - wie bei 
der nicht anonymen Spurensicherung - auch in diesen Fällen die Sets 
zentral und einheitlich von der Polizei zur Verfügung gestellt werden.  
Die Mittel sind zur Deckung zusätzlicher Kosten im Zusammenhang mit 
einer landesweiten zentralen und fallunabhängigen Bereitstellung von 
Spurensicherungssets durch die Polizei in Fällen sexualisierter Gewalt be-
stimmt. 
 

 
angenommen 
 
CDU ja 
SPD Enthaltung 
FDP ja 
GRÜNE ja 
AfD ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 
 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
5 

 
GRÜNE 

 
Kapitel 03 110  Polizei 
Titel 812 00   Erwerb von Geräten und sonstigen 

beweglichen Sachen  
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
2019      Ansatz lt. HH 2018 
von 48.182.300 Euro 
um   4.500.000 Euro 
auf 43.682.300 Euro    40.403.300 Euro  
 
Begründung: 
Die Etatisierung von Mitteln für die Anschaffung weiterer Bodycams zur 
flächendeckenden Ausgabe an die Polizei ist unbegründet und kommt 
nicht in Betracht. Die erforderliche Erprobungs- und Evaluationsphase in 
den fünf für den Pilotversuch ausgewählten Kreispolizeibehörden ist noch 
nicht abgeschlossen und die Auswirkungen des Einsatzes von Bodycams 
sind noch nicht abschließend ausgewertet. Das unter der rot-grünen Lan-
desregierung Ende 2016 eingeführte Pilotprojekt sieht eine Erprobung 
unter wissenschaftlicher Mitwirkung bis zum 30. Juni 2019 vor. Ihr folgt 
ein Bericht der Landesregierung an den Landtag über das Ergebnis der 
Evaluierung. Ein Zwischenbericht zu dem Pilotprojekt kommt zu keinem 
klaren befürwortenden Ergebnis. Ganz im Gegenteil gibt der Zwischenbe-
richt Anlass zu der Annahme, dass Bodycams möglicherweise sogar für 
weniger Sicherheit der Polizeibeamtinnen und -beamten sorgen. Vor Ab-
schluss des Pilotprojekts kommt die Anschaffung weiterer Geräte nicht in 
Betracht. 

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD Enthaltung 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD nein 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 

 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
6 

 
GRÜNE 

 
Kapitel 03 110  Polizei 
Titelgruppen 60  Informations- und  

Kommunikationstechnik 
Titel 547 60   Sonstige sächliche Verwaltungs- 

ausgaben 
 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
 
2019      Ansatz lt. HH 2018 
von 37.667.600 Euro 
um      500.000 Euro 
auf 37.167.600 Euro    27.636.100 Euro  
 
Begründung: 
Die Etatisierung von Mitteln für die Einführung der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung – namentlich für die Überwachung sogenannter Ge-
fährder – zum Zwecke der Terrorabwehr ist sachlich und rechtlich nicht 
geboten. Durch eine rein elektronische Beobachtung des Standorts der 
Personen lassen sich Terroranschläge nicht abwehren, zumal die vorge-
sehene rechtliche Regelung durch die Änderung des Polizeigesetzes un-
verhältnismäßig ist. 
 

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD Enthaltung 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD nein 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 03 
 

zum Haushaltsgesetz 2019 
 

 

lfd. Nr. 
des  

Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
7 

 
GRÜNE 

 
Kapitel 03 110  Polizei 
Titelgruppen 60  Informations- und  

Kommunikationstechnik 
Titel 812 60   Erwerb von Geräten, 

Ausstattungsgegenständen und 
Maschinen 

 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
 
2019      Ansatz lt. HH 2018 
von 77.604.500 Euro 
um   2.000.000 Euro 
auf 75.604.500 Euro    116.984.300 Euro  
 
Begründung: 
Mangels Nachweises von Orten, die die Voraussetzungen für eine Vide-
obeobachtung gemäß des aktuellen § 15a des Polizeigesetzes NRW er-
füllen, sind Anschaffungen insofern unbegründet. Anschaffungen zum 
Zwecke der Ausweitung der Videobeobachtung nach der geplanten ge-
änderten Vorschrift sind wegen ihrer eindeutigen Untauglichkeit für eine 
wirksame präventiv-polizeiliche Kriminalitätsbekämpfung ebenso unbe-
gründet. 
 

 
abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD Enthaltung 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD nein 
 

 
 

 


